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Perspektiven und Herausforderungen für wachsende Städte und Mittelstädte
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Orientierung
Der demographische Wandel hat viele Auswirkungen. Drei von vier deutschen 
Kommunen schrumpfen. Dabei lässt sich diese Entwicklung insbesondere in 
Ostdeutschland auf eine Formel bringen: Wachsenden Großstädten stehen sich 
leerende ländliche Räume gegenüber. Die Bevölkerungsentwicklung in Deutsch-
land bleibt in etwa konstant. Auch wenn langfristige Prognosen unsicher und 
insbesondere neuere Entwicklungen durch Migration bzw. durch Zufluchtsuchende 
noch nicht absehbar sind, bedeutet dies, dass innerhalb der Kommunen große 
Bevölkerungsbewegungen zu verzeichnen sind. 
Der demographische Wandel stellt wachsende Städte vor enorme Heraus-
forderungen, schafft gleichzeitig aber auch Chancen. Diese Broschüre soll einen 
Überblick über die Herausforderungen von wachsenden Städten liefern. Dabei sollen 
Aspekte des Wohnungsmarktes, des Arbeitsmarktes, der Infrastruktur in Hinblick auf 
Verkehr, Energie und Abwasser genauso beleuchtet werden, wie soziale, bildungs-
politische und sonstige Angebote der Daseinsversorgung.
Auf der anderen Seite können neue Konzepte und Perspektiven dem sich leerenden 
ländlichen Raum entgegenwirken. Insbesondere die Mittelstädte benötigen neue 
Aufmerksamkeit und Perspektiven. Ähnlich wie die wachsenden Städte, müssen auch 
für die Mittelstädte in Wechselwirkung zum ländlichen Raum auf der einen Seite und 
den wachsenden Städten auf der anderen Seite Konzepte entwickelt werden, die 
der Bevölkerung gerecht werden und Perspektiven schaffen. Mittelstädte können 
dabei neue kleinere Ballungszentren bilden, die für ganze Landstriche Entwicklungs-
potential beinhalten. Dabei sind die regionalen Gegebenheiten und Besonderheiten 
miteinzubeziehen. Ferner ist insbesondere der Faktor Zuwanderung und aktives 
Altern zu berücksichtigen. Wie können Perspektiven und verantwortungsvolle 
Kommunalpolitik gestalten werden, um zukunftsorientierte Konzepte zu entwickeln, 
die für alle tragbar sind?
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1. Demographischer Wandel 
Die Bevölkerungszuwächse der letzten Jahre konzentrieren sich maßgeblich auf die 
Großstädte und die an sie angrenzenden Kommunen, auch wenn es insbesondere 
in Westdeutschland auch Gegenbeispiele, wie beispielsweise der Schwarzwald oder 
das Emsland gibt. Die Städte wachsen, die ländlichen Räume schrumpfen - diese 
Entwicklung ist insbesondere in Ostdeutschland eine Herausforderung. Dabei 
entsteht das Bevölkerungswachstum in den Städten vorrangig aus Zuzug. In nur 137 
von 4500 Kommunen gibt es ein positives Saldo von Sterbefällen und Geburten. 
Auch in Sachsen zeigt sich diese Tendenz, bis auf Leipzig und Dresden gibt es in allen 
Kommunen einen Negativsaldo.
Quelle: Statistisches Jahrbuch Sachsen 2016
Beachtet man zu diesen Faktoren den Zuzug oder Fortzug aus den verschiedenen 
Regionen in Sachsen, wird schnell ersichtlich, woher die mitunter angespannte Lage 
in Sachsen resultiert. Dabei zeigt sich eine signifikant hohe Mobilität in der Alters-
gruppe von 18-35 Jahren. Dies hat in der Folgewirkung enorme Auswirkungen für die 
regionalen Entwicklungen.
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Quelle: Statistisches Jahresbuch Sachsen 2016 
Expert*innen sprechen von einer zunehmenden Polarisierung zwischen den länd-
lichen Räumen und Wachstumsregionen. Polarisierung heißt Schrumpfung auf der 
einen Seite und Wachstum auf der anderen Seite. Auch wenn die internationalen 
Wanderungsbewegungen noch nicht abzuschätzen sind, gehen die Perspektiven 
davon aus, dass es in Deutschland kein signifikantes Bevölkerungswachstum gibt. 
Das hat zur Folge, dass die Verschiebungen vor allem zwischen den und innerhalb 
der Regionen stattfinden. Insbesondere die Wanderungsbewegungen von jungen 
Menschen führen zu Herausforderungen und enormen Entwicklungsdynamiken. 
Dies hat Auswirkungen auf die Geburtenraten, die Arbeitsmarktsituation, den Wirt-
schaftswachstum, Wohnungsmarkt etc. Die Prognosen zeigen eine zunehmende 
Verschärfung solcher Polarisierungen.
Demographische Polarisierung
Bevölkerung: Auf der einen Seite wandern qualifizierte junge Menschen ab. Dem 
steht gegenüber, dass jüngere qualifizierte Menschen in die Großstädte ziehen 
(Reurbanisierung).
Wirtschaft: Die ländlichen Räume/Schrumpfungsregionen sind gekennzeichnet 
von Dequalifizierung und Arbeitslosigkeit. Auf der anderen Seite entstehen in den 
Wachstumsregionen Bedarfe an qualifizierten Arbeitskräften. 
Wohnen: in den ländlichen Regionen entsteht Leerstand, dort geht das Angebot an 
Wohnungen, Immobilien und Geschäften zurück. Während in den Großstädten eine 
Verknappung entsteht und sich Wohnungen und Baugrundstücke verteuern.
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Finanzen: Investitionen in den Großstädten bedürfen neue kommunaler Finanz-
investitionen beispielsweise für Sozialen Wohnungsbau etc. , während andere 
Kommunen durch Abriss, überdimensionierte Infrastruktur etc. mit Finanzierungseng-
pässen konfrontiert sind.
Infrastruktur: In den Schrumpfungsregionen kann eine Daseinsvorsorge nicht mehr 
sichergestellt werden, Schulen werden geschlossen, Gesundheitsvorsorge wird 
abgebaut (Ärztemangel), Mobilitätsangebote werden eingeschränkt. Während in 
wachsenden Regionen Krankenhäuser gebaut werden müssen, neue Verkehrsinfra-
strukturen entstehen (Straßen, Flughäfen, etc.) und neue Schulen und Kitas gebaut 
werden.
Soziales: Zwischen den schrumpfenden Regionen und den wachsenden Regionen 
entsteht auch eine soziale Polarisierung. Ärmere Menschen können sich die 
Mieten in den Städten nicht mehr leisten und ziehen aufs Land, gut qualifizierte 
Menschen wohnen in der Stadt. Dieses Feld rückt zunehmend auch in den Fokus der 
Demographieforschung.
Durch den skizzierten demographischen Wandel entstehen zentrale Fragen für die 
wachsenden Städte auf der einen Seite und die ländlichen Regionen auf der anderen 
Seite. Wie kann Wachstum nachhaltig und sozial gestaltet werden und wie kann in 
den ländlichen Regionen Ausgleich geschaffen werden, um die Schrumpfungsspirale 
aufzuhalten? 
Schrumpfende Regionen sind geprägt von Wegzug, Wirtschaftskraft und die 
kommunale Einnahmen gehen zurück und es wird weniger investiert. Die Infra-
struktur veraltet, ist überdimensioniert oder muss zurückgebaut werden. Aus diesen 
sich gegenseitig bedingenden Faktoren entsteht eine Abwärtsspirale. Studien 
sprechen auch davon, dass sich die Kluft zwischen reichen und armen Kommunen 
weiter verstärkt. 
Aus dieser Polarisierung entsteht eine wechselseitige Problemlage. Im Mittelpunkt 
der Betrachtung müssen daher die Voraussetzungen für eine strukturelle und 
politische Gegenbewegung stehen, damit sich die skizzierten Trends nicht weiter 
verschärfen. Da sich eine Generalisierung der Problemlagen und Entwicklungstrends 
verbietet, es ist notwendig direkt vor Ort in den Kommunen spezifische Analysen und 
Prognosen zu tätigen, um daraus gezielte Handlungsempfehlungen zu gestalten. 




Perspektiven und Herausforderungen: Handlungsfelder
Durch vermehrten Zuzug sind die Großstädte einer enormen Belastungsprobe 
ausgesetzt. Schon jetzt können unter dem Schlagwort “Gentrifizierung” viele 
Auswirkungen von wachsenden Städten subsumiert werden: Ein sich verändernder 
Wohnungsmarkt, soziale Segregationstendenzen, das Auseinanderdriften von ganzen 
Stadtteilen. 
In wachsenden Städten muss auch die öffentliche Daseinsvorsorge wachsen und 
für Altersgerechtigkeit gesorgt werden, müssen Bildungsperspektiven eröffnet und 
Mobilität gesichert werden. Stadtentwicklung in wachsenden Städten muss daher 
aktiv verschiedene Felder berücksichtigen und langfristige Perspektiven entwickeln.
2.1. Wohnen
Bezahlbares Wohnen wird in Sachsen eine zentrale Herausforderung. Insbesondere 
den in wachsenden Großstädten wie Leipzig und Dresden, aber auch in den 
umgebenden Städten dieser Wachstumskerne sind durch den Zuzug der letzten 
Jahren beim Verkauf von Grundstücken oder Eigentumswohnungen oft drastische 
Preissprünge zu verzeichnen, die sich letztlich auch auf die Mieten auswirken. Bereits 
jetzt sind in attraktiven Lagen dieser Städte die Mieten für einkommensschwächere 
Menschen unerschwinglich. Seit Jahren sinkt dort die Zahl der Wohnungen mit 
Mietpreis- und Belegungsbindung (sogenannte Sozialwohnungen).Die Angebots-
mieten steigen in allen Quartieren 
kontinuierlich. Vor allem für Haus-
halte mit niedrigem Einkommen 
sind steigende Mietpreise in den 
Großstädten schon heute ein 
Problem. Für sie wird bezahl-
barer Wohnraum auf dem freien 
Markt immer weniger zu finden 
sein. Tendenzen zur Verdrängung 
einkommensarmer und sozial 
benachteiligter Menschen aus 
bestimmten Quartieren sind 
bereits heute offensichtlich.
Quelle: Stadt Leipzig, 
Statistischer Quartalsbericht 2/2016




Bereits jetzt stehen Freistaat und Kommunen geeignete Instrumente zur Verfügung, 
um Mietpreisentwicklungen zu dämpfen und bezahlbaren Wohnraum zu sichern. 
Diese müssen jetzt entschieden genutzt werden. Da sich die Mietpreisbremse bisher 
als weitgehend untaugliches Instrument herausgestellt hat, ist bis zu gesetzlichen 
Veränderungen auf Bundesebene das bereits bewährte Instrument der Kappungs-
grenzen zu nutzen. Aufgrund des Mietrechtsänderungsgesetzes vom 1. Mai 2013 
ist es in Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt möglich, die gesetzlich fest-
gelegte Begrenzung von Mieterhöhungen für bestehende Mietverträge, die innerhalb 
von 3 Jahren bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete zulässig sind, von 20 Prozent auf 
15 Prozent zu reduzieren. Am 31. Juli 2015 trat in Sachsen die Kappungsgrenzen-Ver-
ordnung in Kraft. In dieser Verordnung ist bislang als einzige sächsische Kommune die 
Stadt Dresden als eine Gemeinde im Sinne des § 558 Absatz 3 Satz 2 BGB definiert. 
Betroffene Kommunen müssen demnach beim Freistaat einen Antrag auf Einführung 
der Kappungsgrenze bei Bestandsmieten in Quartieren stellen, die von hohen Miet-
preisen betroffen sind. Auf diese Weise können Bestandsmieten nur noch um max. 
15% innerhalb von drei Jahren erhöht werden. 
Sozialer Wohnungsbau 
Auch bei Anwendung aller verfügbaren wohnungspolitischen Instrumente drohen 
in wachsenden Städten die Mieten der Bestandswohnungen im Schnitt deutlich zu 
steigen, wenn nicht in erheblichem Umfang neue Wohnungen im unteren Miet-
preissegment geschaffen werden. Mit der Neuauflage eines Programms zur sozialen 
Wohnraumförderung durch den Freistaat Sachsen besteht die Chance, bezahlbaren 
und preiswerten Wohnraum zu schaffen. Leider nutzt der Freistaat nur einen Bruchteil 
der vom Bund zugewiesenen Mittel für den sozialen Wohnungsbau. 
Vom Bund bekommt die sächsische Staatsregierung 2017 und 18 insgesamt 285 Mio. 
Euro für soziale Wohnraumförderung überwiesen, verbunden mit der ausdrücklichen 
Erwartung an die Länder, diesen Betrag aus eigenen Mitteln zu verdoppeln. In Sachsen 
sollen nicht einmal diese Bundesmittel vollständig für den gedachten Zweck eingesetzt 
werden, sondern nur ca. 100 Mio. Euro. Eine Aufstockung aus Landesmitteln ist derzeit 
überhaupt nicht vorgesehen. Die im Haushalt beschlossene Größenordnung geht am 
Bedarf vollkommen vorbei. Um der Marktentwicklung zu entsprechen, müssen bis 
2020 allein in Leipzig 1.500 zusätzliche Wohnungen jährlich im unteren Preissegment 
geschaffen werden. Je nach Marktentwicklung ist nach 2020 ein Bedarf von mindestens 
2.500 Wohnungen auszugehen. Um diesem Bedarf zu entsprechen, müsste der Frei-
staat die bereitstehenden Mittel des Bundes vollständig für den sozialen Wohnungsbau 
nutzen. Allein für Leipzig wäre eine deutliche Erhöhung der Förderung des Freistaats 
auf jährlich mindestens 100 Mio. EUR notwendig 
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Millieuschutz
Um eine vielfältige soziale Mischung in attraktiven Lagen zu erhalten, können die 
Kommunen das Instrument der sozialen Erhaltungssatzung gemäß Baugesetzbuch 
(Milieuschutz) nutzen. Mit diesem Instrument können nicht unmittelbar notwendige 
Baumaßnahmen (Luxussanierungen) und die Umwandlung von Mietwohnungen 
in Eigentumswohnungen ggf. verhindert werden. Darüber hinaus besitzen die 
Kommunen in sozialen Erhaltungsgebieten bei Immobilienverkäufen ein Vorkaufs-
recht zum Verkehrswert. Damit kann die Verwaltung bestimmte Investorenmodelle 
verhindern und auf sozial angemessene Regelungen im Kaufvertrag hinwirken. Der 
Freistaat könnte dabei die Kommunen durch eine angemessene Finanzierung bei der 
Wahrnehmung des Vorkaufsrechts unterstützen.
Gemeinnützigen Wohnungsbau stärken
Die Wohnungsbauförderung durch den Freistaat Sachsen wird prinzipiell allen 
Bauträgern und Eigentumsformen offen stehen. Sie finanziert eine Absenkung der 
Miete um 3,50 EUR und sieht dafür eine Bindungsfrist von 15 Jahren vor. Das Problem: 
wenn diese Mietbindung ausläuft, können die Mieten wieder schrittweise steigen. 
Wenn der in der nächsten Zeit neu geschaffene Sozialwohnungsbestand mehr sein 
soll als die Förderung privater Mietwohnungsinvestitionen mit sozialer Zwischen-
nutzung, muss die Sozialbindung länger als die vorgesehenen 15 Jahre gesichert 
werden. Um dauerhaft preiswerten Wohnungsbestand zu schaffen und zu erhalten 
müssen große Teile des Wohnungsbestandes dauerhaft den Profitverwertungs-
interessen des Wohnungsmarktes entzogen werden. 
Um dies zu erreichen und den Wohnungsmarkt langfristig und nachhaltig zu 
stabilisieren ist es sinnvoll, dass Kommunen die soziale Wohnungsbauförderung des 
Freistaates vorrangig für Wohnungsbauträger wie Wohnungsgenossenschaften oder 
Kooperativhausprojekte zur Verfügung stellen, die den Bau und die Unterhaltung 
von Wohnraum nicht mit dem Ziel der Gewinnerzielung, sondern als gemeinwohl-
orientierte Daseinsvorsorge betreiben. Langfristig kann dabei die Einführung der 
Wohnungsgemeinnützigkeit durch Bund bzw. ggf. durch Freistaat wirken.
Kooperativhäuser und Genossenschaften unterstützen
Der Ausbau des Wohnungsangebots kann die Vielfalt und Mischung von Wohn- und 
Eigentumsformen fördern. Der Freistaat kann die Kommunen in die finanzielle Lage 
versetzen, insbesondere Kollektivhausprojekte durch ihre Liegenschaftspolitik zu 
stärken. Dies kann durch Förderung Genossenschaftlicher Immobilienagenturen 
geschehen, die über die Weitergabe von Grundstücken im Rahmen des kommunalen 
Vorkaufsrechts hinaus auch aktiv eine Bevorratung von Grundstücken und Weiter-
gabe an Kollektivhausprojekte betreiben.Auch Genossenschaften besitzen bereits 
jetzt eine starke Stellung auf dem Leipziger Wohnungsmarkt. Sie sind konsequent 
in die Stärkung des sozialen Wohnungsbaus einzubinden. Kommunen können diese 
Eigentumsformen durch die Vergabe von Grundstücken im Rahmen des Erbbaurecht 
unterstützen.
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2.2. Soziale Stadt 
Hohe Lebensqualität und soziale Vielfalt in den Stadtteilen sollten oberste Priorität 
haben, um Städte lebenswert zu gestalten und sozialen Segregationstendenzen 
entgegen zu wirken. Durch eine verantwortungsvolle städtische Wohnungspolitik, 
insbesondere durch sozialen Wohnungsbau kann gezielt eine soziale Durchmischung 
in den Stadtteilen gefördert werden. Darüber hinaus werden allerdings andere soziale 
Aspekte beim Stadtumbau oft vernachlässigt. Städte dienen als Motor für Teilhabe, 
Chancengleichheit und Integration. 
Die Leipzig Charta zur nachhaltigen Europäischen Stadt mit besonderen Fokus auf die 
Förderung von benachteiligten Stadtteilen bietet nach wie vor geeignete Handlungs-
strategien für eine soziale Stadt:
Städtebauliche Aufwertungsstrategien verstetigen 
Zwischen wirtschaftlicher Aktivität und Investitionen einerseits und qualitativ hoch-
wertigen städtebaulichen Strukturen, einer intakten gebauten Umwelt und einer 
modernen und leistungsstarken Infrastruktur andererseits besteht ein unmittel-
barer Zusammenhang. Aus diesem Grund ist es notwendig, den Gebäudebestand 
in benachteiligten Stadtquartieren gestalterisch, baulich und im Hinblick auf eine 
größere Energieeffizienz zu verbessern. Ein großes Potenzial für eine Steigerung der 
Energieeffizienz innerhalb der EU und somit für den Klimaschutz liegt in höheren 
Anforderungen an neue und bereits bestehende Wohngebäude, insbesondere 
in Plattenbausiedlungen sowie Altbauten mit schlechter Bausubstanz. Um 
städtebauliche Aufwertungsinvestitionen nachhaltig zu gestalten, müssen diese in 
ein langfristiges Entwicklungskonzept eingebettet werden, das unter anderem auch 
die öffentlichen und privaten Folgeinvestitionen umfasst. 
Stärkung der lokalen Wirtschaft und der lokalen Arbeitsmarktpolitik 
In benachteiligten Stadtquartieren müssen ökonomische Stabilisierungsmaß-
nahmen auch bei den wirtschaftlichen Kräften im Stadtteil selber ansetzen. Geeignete 
Instrumente sind in diesem Zusammenhang eine gebietsbezogene Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktpolitik. Ziel ist die Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen und die 
Erleichterung von Existenzgründungen. Vor allem die Zugangschancen zum lokalen 
Arbeitsmarkt müssen durch nachfrageorientierte Qualifikationsangebote verbessert 
werden. Auch die Beschäftigungs- und Ausbildungsmöglichkeiten in der ethnisch 
geprägten Wirtschaft müssen stärker genutzt werden. Europäische Union, Mitglied-
staaten und Städte sind gefordert, verbesserte Bedingungen und Instrumente zur 
Stärkung der lokalen Wirtschaft und damit der lokalen Arbeitsmärkte zu schaffen, 
insbesondere durch die Förderung sozialwirtschaftlicher Einrichtungen und 
bürgernaher Dienstleistungen.
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Aktive Bildungs- und Ausbildungspolitik für Kinder und Jugendliche
Zentraler Ansatzpunkt zur Stärkung benachteiligter Stadtquartiere ist eine 
Verbesserung der lokalen Bildungs- bzw. Ausbildungssituation in Verbindung mit 
einer aktivierenden Kinder- und Jugendpolitik. Hier müssen verstärkt solche Bildungs-
angebote geschaffen und verbessert werden, die an die Bedürfnisse und Defizite der 
dort lebenden Kinder und Jugendlichen anknüpfen. Mit einer sozialraumorientierten 
Kinder- und Jugendpolitik kann dazu beigetragen werden, Teilhabe und 
Verwirklichungschancen der in diesen Gebieten lebenden Kinder und Jugendlichen 
zu verbessern und Chancengleichheit dauerhaft zu sichern.
Leistungsstarken und preisgünstigen Stadtverkehr fördern 
Viele benachteiligte Stadtquartiere sind durch schlechte Verkehrsanbindungen 
und Umwelteinflüsse zusätzlich belastet. Dies schränkt die Qualität dieser Gebiete 
als Wohn- und Lebensstandort ein. Die Entwicklung eines leistungsstarken und 
preisgünstigen öffentlichen Personennahverkehrssystems stützt das Recht der Bürger 
in diesen Stadtquartieren auf Mobilität und Erreichbarkeit. Um das zu erreichen, muss 
die Verkehrsplanung und -führung in diesen Gebieten verstärkt darauf ausgerichtet 
werden, negative Umweltauswirkungen des Verkehrs zu reduzieren. Der Verkehr 
ist so zu gestalten, dass die Stadtquartiere besser in das Stadt- und Regionalgefüge 
integriert werden. Hierzu gehören auch Verkehrsnetze für den Fuß- und Radverkehr. 
In dem Maße, in dem es gelingt, die benachteiligten Stadtquartiere wirtschaftlich zu 
stabilisieren, sozial zu integrieren sowie gestalterisch und verkehrlich aufzuwerten, 
steigen die Chancen, dass unsere Städte langfristig Orte des gesellschaftlichen Fort-
schritts, des Wachstums und der Innovation bleiben.1
Nach allen Prognosen wird die Bevölkerung in Sachsen im Jahr 2030 nicht nur 
insgesamt geringer sein, sondern auch älter. Das sind Voraussetzungen, denen vor 
Ort ganz unterschiedlich begegnet werden muss. Man braucht rechtzeitig nach-
haltige und zukunftsorientierte Konzepte. Das betrifft insbesondere die Frage, wie 
eine Kommune schafft, auch für andere Lebensformen und flexible Wohnformen 
bis hin zu Mehrgenerationen- Häusern zu sorgen. Außerdem müssen Konzepte für 
die lokale Altersgerechtigkeit entwickelt werden. Auch dort, wo heute der Bedarf an 
Kindertageseinrichtungen und Schulen enorm ist, kann bis 2030 der Bedarf an Alters-
heimen zunehmen. Grundrisse und Infrastruktur von Gebäuden müssen deshalb 
so flexibel gestaltet werden, dass sie diesen wechselnden Anspruchslagen gerecht 
werden. Im Mittelpunkt sollte daher auch das selbstbestimmte Wohnen und Leben 
in der wachsenden Stadt stehen.Dazu gehört eine altersgerechte Nahverkehrs-
anbindung ebenso wie ein dichtes Netz an Nahversorgungsangeboten. Die Stadt der 
kurzen Wege ist für alle Generationen ein Zukunftsmodell. 
1 Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt. Angenommen anlässlich des Informellen Ministertreffens zur Stadtentwicklung und zum terri-
torialen Zusammenhalt in Leipzig am 24./25. Mai 2007 (http://www.bbr.bund.de/BBSR/DE/Veroeffentlichungen/IzR/2010/4/Inhalt/DL_LeipzigCharta.
pdf%3F__blob%3DpublicationFile%26v%3D2)
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2.3. Arbeitsmarkt
Gerade in der ostdeutschen Wirtschaft werden Arbeitsperspektiven nicht nur durch 
Großkonzerne und Industrie sichergestellt. Insbesondere in Großstädten gibt es 
vielfältige Qualifikationsbedarfe, für die Arbeitsplätze vorhanden sein müssen. 
Arbeitsmöglichkeiten bieten der Dienstleistungssektor, Industrie und Handwerk, 
Daseinsvorsorge, Verwaltung, Einzelhandel und Kreativwirtschaft. Eine zukunftsfähige 
Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsförderung muss die verschiedenen Optionen einer 
diversifizierten Wirtschaftsstruktur in den Blick nehmen. 
Die monatlichen Nettoeinkommen in Sachsen sind in den letzten Jahren kontinuier-
lich gestiegen. Das durchschnittliche persönliche Nettoeinkommen liegt bei 1168,00 
€ (Stand 2015), das Haushaltsnettoeinkommen in Sachsen betrug 2015 1769,00 €. 
In den drei Großstädten Leipzig, Dresden, Chemnitz zeigen sich allerdings deutliche 
Unterschiede.
Leipzig liegt dabei im Vergleich der drei Großstädte weit zurück. Dies wird erklärt 
durch die Haushalts- Erwerbs-, Wirtschafts- und Bildungsstruktur. 
Da in Großstädten besonders viele Singles oder Alleinstehende leben, liegen die 
Großstädte beim Haushaltseinkommen im sächsischen Vergleich etwas zurück. Der 
Unterschied zwischen den Großstädten ergibt sich dementsprechend dadurch, dass 
in Leipzig beispielsweise mehr Einpersonenhaushalte vorhanden sind- Außerdem ist 
die Quote von Alleinerziehenden größer als in Dresden oder Chemnitz. 
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Trotz einer deutlichen Entspannung der 
Arbeitsmarktsituation in den letzten 
Jahren ist die Arbeitslosenquote in 
Leipzig nach wie vor die höchste der 
drei Großstädte. 
Die Unterschiede zwischen den 
Einkommensverhältnissen in den 
drei Großstädten resultiert auch aus 
den Branchen, in denen die Arbeit-
nehmer*innen tätig sind. In Chemnitz 
ist das produzierende Gewerbe sehr 
stark vertreten. Jeder dritte Vollzeit-
Erwerbstätige in Chemnitz ist in diesem 
Wirtschaftsbereich tätig. In Dresden und Leipzig liegt der Anteil dagegen bei einem 
Viertel. Dafür sind in Leipzig vergleichsweise viele Erwerbstätige in Handel, Gast-
gewerbe und Verkehr tätig, wo die Verdienste üblicherweise deutlich geringer als im 
produzierenden Gewerbe sind.2
Vollzeitbeschäftigte Erwerbstätige 
2015 nach Wirtschaftsbereichen (in 
Prozent):
Hinzu kommt in den Städten eine stark 
ungleichmäßige Verteilung Wohnorte 
der Erwerbstätigen bzw. der sozial-
versicherungspflichtigen Arbeits-
verhältnisse. Das Beispiel Leipzig zeigt 
den überdurchschnittliche Anteil von 
Beschäftigen in Randbezirken, in denen 
die großen Wirtschaftsansiedlungen zu 
finden sind.
Um eine gute Durchmischung in den Stadtteilen zu erzielen, bedarf es daher im 
Rahmen der Stadtentwicklungsplanung einer gezielten Förderung von Gewerbe 
und Nahraumansiedlungen. Außerdem sind in den Großstädten die Konsequenzen 
der differenzierten Bildungs- und Ausbildungsstruktur für die die zukünftigen 
Beschäftigungsverhältnisse zu beachten. Eine verantwortungsvolle Arbeitsmarkt-
politik trägt diesem Umstand Rechnung. Kooperationen mit Hochschulen, Wirtschaft, 
Kultur und Dienstleister_innen sind dabei unerlässlich. Auch wenn zukünftig Großan-
siedlungen von Unternehmen in städtischen Randgebieten unabdingbar sind, muss 


















Abb. 9: Vollzeitbeschäftige Erwerbstätige 
2015 nach Wirtschaftsbereichen (in Prozent)
Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen, Mikrozensus
Amt für Statistik und Wahlen Leipzig
Perspektiven und Herausforderungen für wachsende Städte und Mittelstädte
17
bei der Entwicklung innenstadtnaher Quartieren eben ausreichend Wohnungsan-
geboten auch auf die Entwicklung von Gewerbe und Arbeitsmöglichkeiten geachtet 
werden. 
2.4. Bildung und Kultur 
Steigende Geburtenraten und der Zuzug insbesondere von jungen Menschen 
bedeuten auch für den Ausbau von Bildungsangeboten enorme Herausforderungen. 
Trotz eines absehbar steigenden Bedarfs verlief der Ausbau von Kindertagesein-
richtungen in den Großstädten nur schleppend. Insbesondere in einzelnen, jungen 
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die nicht ohne Weiteres behoben werden kann. Im Gegensatz zu Kindertagesein-
richtungen, deren Planungs- und Bauzeit ungefähr 2 Jahre in Anspruch nimmt, 
benötigt der Schulhausbau über 5 Jahre Planungs- und Bauzeit. Bei schnellen und 
enormen Wachstum, wie man ihn in Leipzig, aber auch in Dresden beobachten kann, 
führt dies zu enormen Engpässen. In der Konsequenz drohen übervolle Klassen und 
mangelnde Bildungsqualität, sowie weite Wege für Schülerinnen und Schüler. Die 
großen Kapazitätsprobleme drohen zudem die Qualität der zukünftigen Schulbauten 
zu vernachlässigen. Dabei birgt der starke Anstieg der Schülerzahlen die Chance, 
mit neuen Schulbaukonzepten den modernen pädagogischen Anforderungen 
nachzukommen. 
„Wissen entsteht zum großen Teil in Städten und wird auch dort vermittelt. 
Ob das Wissenspotenzial einer Stadt optimal genutzt wird, hängt von der 
Qualität der vorschulischen und schulischen Bildung, von der Durchlässigkeit 
des Schul- und beruflichen Ausbildungssystems und der sozialen und 
kulturellen Netzwerke, von den Angeboten für lebenslanges Lernen, von der 
Exzellenz der Universitäten und außeruniversitären Forschungsinstitute und 
vom Transfer- Netzwerk zwischen Wirtschaft und Wissenschaft ab. Integrierte 
Stadtentwicklungspolitik kann zur Verbesserung dieser Faktoren beitragen, 
z.B. indem sie die beteiligten Akteure zusammen führt, Netzwerke unterstützt 
und Standortstrukturen optimiert. Integrierte Stadtentwicklung fördert den 
sozialen und interkulturellen Dialog.“3
Neben einem stadtweiten Bildungsnetzwerk, welches die lokalen Akteure einbezieht, 
braucht es zu dem innovative Konzepte in den benachteiligten Stadtvierteln. Das 
Konzept der kommunalen Bildungslandschaften bietet hier ausreichend Anhalts-
punkte und Handlungsempfehlungen für die Kommunen.4 
2.5. Mobilität
Stadtentwicklung und Verkehrspolitik muss zusammen gedacht werden. Während 
wachsende Städte den Verkehrsinfarkt durch motorisierten Individualverkehr 
vermeiden müssen, stehen andere Städte vor der Herausforderung, ein attraktives 
Nahverkehrsangebot aufrecht zu erhalten. Öffentlicher Personennahverkehr, 
motorisierter Individualverkehr, Radverkehr und Fusswege - viele Aspekte müssen 
unter den Gesichtspunkten von Ökologie, Soziales und Stadtplanung miteinander 
abgewogen werden.
Die Herausforderungen einer wachsenden Stadt sind schon heute im alltäglichen 
Verkehr zu beobachten. Bereits jetzt führt die steigende Einwohnerzahl zu Staus in 
3 Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt. Angenommen anlässlich des Informellen Ministertreffens zur Stadtentwicklung und zum terri-
torialen Zusammenhalt in Leipzig am 24./25. Mai 2007 (http://www.bbr.bund.de/BBSR/DE/Veroeffentlichungen/IzR/2010/4/Inhalt/DL_LeipzigCharta.
pdf%3F__blob%3DpublicationFile%26v%3D2)
4 Vgl.: Melcher, Christin: Kommunale Bildungslandschaften; https://www.daksev.de/index.
php?id=70&tt_products%5BbackPID%5D=59&tt_products%5Bproduct%5D=3&cHash=20f187b509d176fc80eb6b01bcd70ecc
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den Stoßzeiten und erheblichen Parkplatzproblem in einzelnen Stadtteilen. Bleibt 
der Anteil des Autoverkehrs konstant, droht das Bevölkerungswachstum in den 
nächsten Jahren den Verteilungskampf um den nicht erweiterbaren öffentlichen 
Raum anzuheizen und das Verkehrsnetz zu überlasten. Auch die verkehrliche Lärm-
belastung droht zu steigen. Der Anteil des Autoverkehrs muss deutlich gesenkt 
werden und ökologische Mobilität mit Fuß und Rad, Bussen und Bahnen deutlich 
gestärkt werden. Für den ÖPNV bietet die höhere Bevölkerungsdichte in den inneren 
Stadtteilen ein enormes Fahrgastpotential. Der Ausbau von Geh- und Radwegen, z.B. 
durch Radschnellwege kann zudem neue Perspektiven für eine ökologische Mobilität 
bieten. Ziel umweltfreundlicher Mobilität muss es sein, dass der Nettozuwachs 
an Mobilität ausschließlich in Fuß- und Radmobilität sowie Bussen und Bahnen 
stattfindet. 
In den Großstädten muss auf ein nachhaltiges Mobilitätsmanagement gesetzt 
werden.Stichworte sind Nahmobilität, Vernetzung von Verkehrsträgern, der Ausbau 
des Park-and-Ride-Systems, die Förderung von umweltschonender betrieblicher 
Mobilität, der Ausbau von Mobilitätsstationen sowie gezielte Informations- und 
Kommunikationsangebote für Mobilitätsdienstleistungen. Lebenswerte Quartiere 
sollen baulich und infrastrukturell so gestaltet und geplant werden, dass eine PKW-
Nutzung nicht notwendig ist, dazu gehören eine ausreichende Nahversorgung von 
Gewerbe und Dienstleistung, umweltschonende Mobilitätsangebote sowie ein 
eigenständiges Rad- und Fußwegenetz unabhängig vom Autoverkehr.
2.6. Sonstiges
Es gibt viele weitere Aspekte, die im Zusammenhang einer wachsenden Stadt 
Bedeutung haben. Insbesondere der zunehmende Personalbedarf in Verwaltung und 
Daseinsvorsorge ist zu beachten. Dabei geht es nicht nur um die Personalstellen, die 
direkt als öffentliche Dienstleistung für die Bürgerinnen und Bürger wahrnehmbar 
sind, sondern auch um jene, die zur Planung und Sicherstellung des Angebotes 
gebraucht werden.
Auch in Hinblick auf die Gesundheitsversorgung müssen politische Weichen gestellt 
werden. Überfüllte Arztpraxen und Wartezeiten bei Fachmediziner_innen sind keine 
Seltenheit. Eine Nahversorgung von Krankenhäusern, Fach- und Allgemeinärzten ist 
für alle Bevölkerungsschichten und Altersklassen erforderlich. 
Auch die lebenswichtige Versorgung mit Energie und Wasser und die Abfallent-
sorgung kann in wachsenden Städten neue Herausforderungen mit sich bringen. 
Vor allem in Anbetracht einer zunehmenden Privatisierungstendenz der öffentlichen 
Daseinsversorgung müssen hier neue und innovative Wege gegangen werden. 
Beim Stadtumbau und Neubau ist auch auf die nachhaltige und ökologische 
Dimension zu achten. „Neue Gebäude können schon heute mehr Energie erzeugen, 
als sie durch ihre Nutzung verbrauchen (Plus-Energie-Häuser). Aber wichtiger als 
gutes neues Bauen sind die Sanierungen und energetischen Ertüchtigungen des 
20
Gebäudebestands. In Deutschland gibt es 40 Millionen Wohnungen, neu gebaut 
werden jährlich nur etwa 200 000. Deshalb ist es entscheidend, dass im Bestand 
die Prinzipien des nachhaltigen und ressourcenschonenden Bauens konsequent 
umgesetzt werden. Ziel sollte die Umrüstung auf Passivhausstandard sein. Beim 
Neubau sollte der Plus-Energie-Standard in den nächsten Jahrzehnten erreicht 
werden können.“5
  
5 Lütke Daldrup, Engelbert: Herausforderungen der Stadtentwicklungspolitik; in: Urban Futures 2025; HeinrichBöll Stiftung.
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3. Mittelstädte 
Im Zuge des demographischen Wandels, welcher sich vereinfacht zwischen den 
schrumpfenden Regionen im ländlichen Raum und den wachsenden Großstädten 
vollzieht, kommt Mittelstädte eine zentrale Scharnierfunktion zu. Sie dienen zum inen 
als Motor für die ländlichen Regionen und verdienen daher mehr Aufmerksamkeit, 
zum anderen können durch eine interkommunale Vernetzung mit den Großstädten 
attraktive Alternativen geschaffen werden. In Sachsen gibt es 50 große Kreisstädte. 
Etwa die Hälfte der Großen Kreisstädte Sachsens (26 von 50) sind Kleinstädte mit 
weniger als 20.000 Einwohnern. Die anderen 24 Großen Kreisstädte sind Mittelstädte, 
davon drei große Mittelstädte mit mehr als 50.000 Einwohnern (Zwickau, Plauen und 
Görlitz).
Bevölkerung und Fläche 2015 nach Kreisfreien Städten und Landkreisen: 
3.1. Wohnen
Leerstand und Abriss prägen die schrumpfenden Regionen. 
Attraktivität des Leerstandes:
Mittelstädte bieten mitunter attraktive Bausubstanz für Künstler*innen und alter-
native Lebensformen.Hier kann gezielt gefördert werden,um junge Menschen 
in die Region zu ziehen. Neue Nutzungsformen steigern die Attraktivität von 
Mittelstädten und des sie umgebenden ländlichen Raums. Unkonventionelle und 
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temporäre Wohnmodelle wie Wächterhäuser, Ein-Haus-Genossenschaften und 
Mehrgenerationenhäuser, die zum Erhalt sonst leerstehender Häuser beitragen, 
sollten deswegen finanziell und durch verbesserte Rahmenbedingungen gefördert 
werden. Eine weitere Möglichkeit ist die Übertragung oder die Verpachtung 
geeigneter gemeindeeigener, leerstehender Gebäude an Familien mit Kindern sowie 
an gemeinnützige Vereine und Institutionen. So kann dem Leerstand in den Orts-
zentren entgegengewirkt und gleichzeitig der Flächenverbrauch durch Neubauten 
reduziert werden. Die Kommunen müssen stärker beim Umgang mit Leerstand 
unterstützt werden, insbesondere die Vernetzung und der Wissenstransfer zwischen 
den Großstädten und den Regionen kann hier neue Potentiale und Nutzer*innen 
gewinnen. Sinnvoll ist es, ein Baulückenkataster zu erstellen, welches kommunale 
Grundstücke und leerstehende Gebäude mit Nutzungspotential listet, um diese 
gezielt bewerben zu können.
In vielen Mittelstädten hat sich insbesondere in den 1990er Jahren eine Politik 
der Grünen Wiese etabliert. Für Gewerbe oder Infrastruktur wurden außerhalb 
der Stadtzentren neue Flächen bebaut, während die Zentren vernachlässigt 
wurden. Zielführender ist hingehen die Sanierung der Bausubstanz und die 
Schaffung von attraktiven Ortskernen mit Einzelhandel und Gewerbe (Vorrang der 
Innenentwicklung). 
3.2. Soziales
In der Debatte um den demographischen Wandel sind vor allem Fragen der Wirt-
schaft und des Stadtumbaus prägend. Weniger im Fokus sind die sozialen Heraus-
forderungen. Durch den demographischen Wandel entstehen aber auch in diesem 
Bereich für die Mittelstädte und ihre Regionen diverse Chancen. 
Altersgerechtigkeit
Wenn die Bevölkerungsstruktur sich verändert und insbesondere ältere Menschen 
auf dem Land leben, kann hier ein neuer Bedarf entstehen. Die Alterssegregation ist 
offensichtlich, auch wenn dies noch nicht im Ausmaß wie in den Vereinigten Staaten 
vorherrschend ist, bildet der Sektor des altersgerechten Wohnens eine enorme 
Chance. Die schrumpfenden Kommunen können attraktive altersgerechte Wohn-
formen fördern, Altersheime errichten und in diesem Umfeld für die Zielgruppe der 
Senioren attraktive Angebote schaffen. 
Gesundheitsversorgung
Der vor allem im ländlichen Raum ausgeprägte Fachkräftemangel in Arzt- und 
Pflegeberufen erschwert es erheblich, die medizinische Versorgung außerhalb 
der Ballungsräume auf einem hohen Qualitätsniveau zu halten. Gleichzeitig steigt 
aufgrund der Altersentwicklung die Nachfrage nach Dienstleistungen im Gesund-
heitsbereich. Um die Gesundheitsversorgung im ländlichen Raum sicherzustellen, 
müssen neue Wege gegangen werden. Ein Ansatz wären Gemeinschaftspraxen, 
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die von verschiedenen Ärzten zu unterschiedlichen Zeiten genutzt werden. Auch 
mobile Gesundheitsdienstleistungen können hier sinnvoll sein. Die Krankenhäuser 
im Umland können sich dabei gezielt abstimmen, welches Krankenhaus, welches 
Angebot bereit hält.Nicht alle Krankenhäuser müssen alles abdecken. Außerdem 
braucht es finanzielle Anreizsysteme für Mediziner*innen, um sich auf dem Land 
niederzulassen. Neue Arbeitszeit- und Kooperationsformen, neue Niederlassungs-
modelle mit flexibleren Sitzen, vermehrte Anstellungsverhältnisse, risikoreduzierte 
Investitionsmodelle, Notdienste mit langen Anfahrtswegen, die nicht zu Lasten 
der Patient*innen und Ärzt*innen abgerechnet werden, sowie eine Entlastung 
von Verwaltungs- und Bürotätigkeiten sind Maßnahmen die die Attraktivität für 
Mediziner*innen erhöht. Einen besonderen Stellenwert sollte auch der Pflege 
zu kommen.In alternden Regionen müssen hier ebenfalls Rahmenbedingungen 
geschaffen werden, die den Menschen vor Ort ein möglichst langes selbstständiges 
Leben ermöglichen. 
3.3. Arbeitsmarkt
Schrumpfende Regionen sind geprägt von Arbeitslosigkeit und Dequalifizierung. 
Insbesondere viele junge Menschen verlassen nach der schulischen Ausbildung ihre 
Heimat. Regionen, die es nicht schaffen, ihnen gute Ausbildungsplätze und Arbeits-
möglichen zu bieten, werden die Abwärtsspirale nicht aufhalten, sondern eine 
Steigerung des Altersdurchschnitt erfahren. Um diesen Prozess entgegenzuwirken, 
braucht es gezielte Maßnahmen.Junge Menschen brauchen Perspektiven und familien-
freundlichen Rahmenbedingungen. Damit der Fachkräftenachwuchs auf hochwertige 
Arbeits- und Ausbildungsplätze trifft, sollten regionale Wirtschaftskreisläufe in Schwung 
gebracht werden. So bleibt die Wertschöpfung in der Region. Fachhochschulen, Fach-
schulen, Berufsakademien oder außeruniversitäre Forschungseinrichtungen können 
Schrumpfungsprozessen entgegenwirken. Sie machen Regionen attraktiv für gut 
ausgebildete Menschen, die dort studieren, forschen, lehren und arbeiten wollen. Fach-
schulen und Hochschulen befeuern auch das Gründungsgeschehen: Häufig entstehen 
aus Forschungsideen heraus lokale Unternehmen. Durch eine bessere Vernetzung von 
Hochschulen mit dem Mittelstand kann man kleinen und mittleren Unternehmen auf 
dem Land mehr Möglichkeiten bieten, ihre Innovationspotentiale zu nutzen. 
Regionaler Wachstum
Der Fokus der Wirtschaftsförderung liegt leider allzuoft nicht bei Unternehmen, die 
regional aktiv sind. Um Schrumpfungsprozessen entgegenzuwirken ist es jedoch 
wichtig, dass das Geld in der Region bleibt. Durch eine Wirtschaftsförderung, die 
Gewerbe, Dienstleistung, Handwerk usw. in der Region fördert, entstehen regionale 
Wertschöpfungsketten. Auch Verwaltung, kommunale Einrichtungen oder staatliche 
Institutionen können verpflichtet werden, Aufträge in der Region zu vergeben. 
Existenzgründung
Ländliche Regionen bieten aufgrund günstiger Mietkonditionen und we- gen 
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eines großen Angebotes nutzbarer Gewerbeimmobilien gute Möglichkeiten 
für Existenzgründer. Die innovative Nutzung von Freiräumen (Leerstand in den 
Innenstädten, Gebäude in Dorfkernen usw.) eröffnet in ländlichen Regionen die 
Möglichkeit, Gründer anzusiedeln und damit die wirtschaftliche Dynamik zu 
verbessern. Vor allem qualifizierte Frauen, die im ländlichen Raum zum Teil nur 
schwer eine adäquate Beschäftigung finden, sind ein bisher vielfach brachliegendes 
Gründerpotential.
Durch Verbesserung des Wissenstransfers zwischen den Kommunen und den 
staatlichen Institutionen, insbesondere Bildungseinrichtungen können neue 
Entwicklungen und und Konzepte schneller und besser umgesetzt werden. Durch 
Entwicklungsprogramme (Wirtschaftsförderung, Starthilfen und Mikrokredite) 
könnten gut ausgebildete Menschen sich selbstständig machen oder auch neue Wirt-
schaftsansiedlungen vorangetrieben werden. 
3.4. Bildung und Kultur 
Die Attraktivität des ländlichen Raums steht und fällt für junge Familien mit einer 
bedarfsgerechten, wohnortnahen Infrastruktur zur Betreuung und Bildung von 
Kindern und Jugendlichen. Eltern wollen einerseits die bestmögliche Bildung für ihre 
Kinder, andererseits wünschen sie sich eine gute Vereinbarkeit von Familien- und 
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Berufsleben: Beides ist nur möglich, wenn sich Schulen, Betreuungs- und Bildungsein-
richtungen nicht weiter aus der Fläche zurückziehen. Gerade weil der demografische 
Wandel die Schulentwicklung auf dem Land vor Herausforderungen stellt, ist eine 
Schulpolitik, die den Erhalt von Bildungsstrukturen zum Ziel hat und dabei auch neue 
Wegen beschreitet notwendig. 
Insbesondere Hochschulen und Berufsakademien sind in den Mittelstädten Motor 
für Innovation. Hochschulen können je nach Standort wesentliche Weichen 
für die Entwicklung von Kommunen stellen. Kommunen sollten zur Förderung 
der Regionalentwicklung die Vernetzung mit Industrie und Wirtschaft voran-
treiben und Kooperationsmöglichkeiten schaffen. Die geschaffenen Vernetzungs-
strukturen ermöglichen, dass gut ausgebildete Menschen in den Regionen bleiben, 
sich verankern und weiterhin zu ihrer Entwicklung beitragen. Hochschulen und 
Kommunen müssen gemeinsam Perspektiven für eine geeignete Regional- und Stadt-
entwicklung forcieren. 6
Wanderungsgewinne bzw. -verluste Sachsens bei Studienanfängern im Jahr 2014 
gegenüber den anderen Bundesländern
Quelle: Statistisches Jahrbuch Sachsen 2016
6 Vgl.: Melcher, Christin: Kommunen als Hochschulstandorte; DAKS e.V. 2015
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Mit ihren über das Land verteilten Standorten und ihren dualen Studiengängen, 
die sich stark an den Bedürfnissen der umgebenden Wirtschaft orientieren, ist die 
Berufsakademie ein unverzichtbarer Pfeiler der praxisnahen Bildungslandschaft 
im ländlichen Sachsen. Diese wichtige Funktion wird durch eine mangelhafte 
Finanzierung der Studienakademien konterkariert: Die Akademien können ihren 
Dozenten keine wettbewerbsfähige Bezahlung bieten und werden vom Frei-
staat bisher nicht mit Personalmitteln für die Verwaltung ausgestattet. Die Berufs-
akademien als Bildungszentren im ländlichen Raum müssen gestärkt werden. 
Durch Vernetzung und Wissenstransfer können Motoren für die regionale 
Entwicklung entstehen, die junge Menschen ausbildet, Berufsperspektiven vor Ort 
schafft und für wirtschaftlichen Aufschwung sorgt.
Die Kultur- und Kreativwirtschaft bietet Potenziale für Wachstum, Beschäftigung und 
Innovation in Sachsens ländlichen Regionen. Durch eine gezielte Förderung und 
Öffentlichkeitsarbeit können die ländlichen Räumen mit kulturellen Angeboten noch 
attraktiver werden. Das Kulturraumgesetz schafft zwar in Sachsen eine gute Basis, 
muss aber finanziell stärker untersetzt werden. 
3.5. Mobilität 
Viele Regionen in Sachsen sind längst vom ÖPNV abgehängt. Der Freistaat hat 
zunehmend auf den Individualverkehr gesetzt, so dass auf dem Land eine Mobilität 
ohne Auto kaum denkbar ist. Alleine im Jahr 2015 wurden 140 000 neue Kraftfahr-
zeuge angemeldet, ein Plus von 4% gegenüber dem Vorjahr. 
Um die Mobilität im ländlichen Raum und in den Mittelstädten sicherzustellen, 
braucht es ein vernetztes Konzept von verschiedenen Verkehrsträgern. 
Stündliche Regionalbahnen (RB) und Taktbusse zwischen den sächsischen Mittel-
zentren und daran anschließend schnelle Regionalverbindungen (RE) in die drei 
sächsischen Großstädte ermöglichen auch eine bessere Verzahnung zwischen den 
Kommunen. Zwischen den kleineren Kommunen müssen alternative Mobilitäts-
angebote wie Regionalbusse, Bürgerbusse, Anrufsammeltaxis geschaffen werden. 
Das Mobilitätsangebot der Zukunft ist ein Mix aus klassischen und alternativen 
Verkehrsformen. Nahverkehrsangebote lassen sich auch durch Fahrten mit dem 
Auto ergänzen. So sind Modelle denkbar, in dem Nutzer, die regelmäßig dieselben 
Strecken fahren, diese beim Verkehrsverbund anmelden und pro Mitfahrenden eine 
feste Pauschale erhalten. So können Autofahrer ihre Fahrkosten senken und private 
Autofahrten werden Teil des Nahverkehrs. Ebenso könnten gewerbliche Fahrten 
von Gesundheits- und Pflegefahrdiensten, die ohnehin durchgeführt werden, in den 
Nahverkehr integriert werden. Dadurch kann nicht nur das Nahverkehrsangebot 
verbessert, sondern auch Geld gespart werden. Mit Modellprojekten können daher 
zukunftsweisende Mobilitätskonzepte gefördert werden.
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Quelle: Statistisches Jahrbuch Sachsen 2015
Attraktiver Öffentlicher Personennahverkehr
Öffentlicher Personennahverkehr und Schienenpersonennahverkehr sind Aufgaben 
im Bereich der Daseinsvorsorge. Taktfrequenz, Haltestellendichte, Verkehrsknoten-
ausbau und Tarifgestaltung müssen so organisiert werden, dass Bus und Bahn 
attraktive Angebote darstellen. Die Staatsregierung muss dazu die Regionalisierungs-
mittel des Bundes konsequent an die Zweckverbände, die für die Bestellung von Bus 
und Bahn zuständig sind, weiterleiten und mehr Geld für den Personennahverkehr 
zur Verfügung stellen. Von den insgesamt für Sachsen zur Verfügung stehenden 
Mitteln von 50 Millionen Euro jährlich werden allerdings nur knapp 1,3 Mio. Euro in 
2017 und rund 2,6 Mio. Euro in 2018 zusätzlich an die Zweckverbände weitergeleitet. 
3.6. Sonstiges
Landwirtschaft
Für Sachsens ländliche Räume ist die Landwirtschaft eine wichtige ökonomische 
Säule. Die Landwirtschaft der Zukunft bedarf einer regional angepassten 
Größenstruktur und muss ohne Selbstausbeutung und Dauersubventionen existieren 
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können. Dazu muss insbesondere kleinen Betrieben tragfähige Zukunftsperspektiven 
ermöglicht werden. Regionale Wertschöpfungsketten und Vertriebsstrukturen 
können zu einem Motor für verbrauchernahe, klimaschonende Erzeugung und zu 
einer Entwicklungschance für die bäuerliche Landwirtschaft werden.
Tourismus
Naturnaher Tourismus kann ein vielversprechender Wirtschaftsfaktor sein.Wenn 
Umweltschutz und Tourismus zusammen gedacht werden bietet dies für die 
Regionen enorme Chancen. Sachsen hat vielfältige Landschaften. Insbesondere der 
Nationalpark Sächsische Schweiz, das Biosphärenreservat Oberlausitzer Heide- und 
Teichlandschaft, die Naturparks und die LEADER-Regionen sind Zukunftsregionen.
Energie
Viele Menschen auf dem Land verstehen sich als Energielieferant für die Großstädte. 
Im Rahmen der Energiewende können die ländlichen Räume zum Energieproduzent 
für die großen Städte werden. Damit die damit entstehende Wertschöpfung in der 
Region bleibt, sollte die Energieerzeugung noch besser in Bürgerhand gelegt werden. 
Durch erneuerbare Energien können insbesondere dann auf dem Land Arbeits-
plätze entstehen, wenn die regionale Wirtschaftskreisläufe beachtet werden: von der 
Produktion bis zur Betreibung kann alles regional verankert sein.
Integration
Der Leerstand im ländlichen Raum bietet gute Möglichkeiten für Menschen mit 
Migrationsgeschichte. Die dörflichen oder kleinstädtischen Strukturen können 
das Ankommen erleichtern. Damit aber Integration gelingen kann, sind Menschen 
mit Migrationshintergrund auf Unterstützung und Aufnahmebereitschaft der 
eingesessenen Bevölkerung angewiesen. 
Durch ausreichend finanzierte Integrationsmaßnahmen kann das Ankommen 
gelingen, können Menschen in Arbeit kommen und kann das solidarische 
Miteinander gefördert werden.
Verwaltung 
Mit den Gebietsreformen ging vielerorts ein Rückzug von Behörden und Ämtern aus 
der Fläche einher. Die Folgen für die Bürgerinnen und Bürger sind nicht nur eine in 
jeder Hinsicht fehlende Bürgernähe der Verwaltung – so mancher Behördengang 
wird allein durch die Anfahrt zur tagfüllenden Beschäftigung – sondern auch die mit 
der räumlichen Distanz abnehmende Identifikation und Möglichkeit demokratischer 
Teilhabe.
Um Bürgernähe und Serviceorientierung zu erhalten, müssen neue Wege gegangen 
werden, beispielsweise durch Digitalisierung und neue Kommunikationswege. 
Perspektiven und Herausforderungen für wachsende Städte und Mittelstädte
29
4. Vernetzung
Sachsens Städte und Regionen entwickeln sich demografisch unterschiedlich. 
Während die kreisfreien Städte Bevölkerungszuwachs und einen Aufwuchs an 
Steuerkraft zu verzeichnen haben, gehen die Gewerbesteuereinnahmen und 
Schlüsselzuweisungen in vielen ländlichen Regionen zurück oder stagnieren. Die 
Großstädte müssen mit dem schnellen Bevölkerungswachstum und den hieraus 
entstehenden Konflikten umgehen (Wohnungsbau, Kindertagesstätten, Schul-
hausbau, Knappheit an innerstädtischen Erholungsräumen, Mobilität). Die ländlichen 
Regionen müssen hingegen oft für Jahrzehnte vorgehaltene Strukturen auf eine 
sinkende Bevölkerungszahl anpassen (leitungsgebundene Infrastruktur, ÖPNV, hohe 
Soziallasten insbesondere im SGB II und Jugendhilfebereich, Leerstand). 
Eine Vernetzung/ Kooperation zwischen den Kommunen bietet für vielfältige Heraus-
forderungen Chancen und Möglichkeiten der Polarisierung zwischen den Kommunen 
entgegenzuwirken. Dabei können die Kooperationsstrukturen konkret an einzelnen 
Handlungsfeldern entstehen oder auch übergeordnet.
Finanzen
Auf beide Herausforderungen braucht es finanzielle Antworten. Der Bedarf ist dabei 
jeweils ein anderer. Was es braucht, ist ein Finanzausgleichsmodell das auf diese 
unterschiedlichen Bedarfe eingeht. Das sächsische Finanzausgleichsgesetz ist jedoch 
seit 25 Jahren nicht grundlegend reformiert worden. Hier bedarf es dringender 
Neuregelungen. Eine Festschreibung eines Mindestfinanzkraft, wie beispielsweise 
in Hessen kann finanziell schwache Regionen entlasten. Darüber hinaus können 
Finanzierungen nach Bedarf und nicht mehr nach Gleichmäßigkeitsgrundsatz 
erfolgen, wie beispielsweise in Hessen und Rheinland-Pfalz. 
Wohnen
Während in den Großstädten der Wohnungsmarkt immer enger wird, und die Frei-
räume für andere Lebensformen immer weiter verschwinden, stehen in ländlichen 
Regionen viele Bauflächen zur Verfügung, die sich für alternative Lebensformen oder 
Selbstversorger eignen. Viele Mittelstädte verfügen über eine tolle Bausubstanz, die 
leider nicht bewohnt wird. Ein sachsenweites Kataster für leerstehende Gebäude oder 
Bauflächen kann für Menschen mit neuen Vorstellungen des Wohnens und Lebens 
zur Verfügung gestellt werden. So kann die Suche nach Alternativen zur Großstadt 
für Künstler*innen etc. vereinfacht werden. Gezielte Unterstützungsmaßnahmen und 
Kooperationsstrukturen zwischen den Kommunen können Freiräume auf dem Land 
ermöglichen und diese Regionen prägen.
Wissenstransfer
Großstädte und ihre Wissenschafts- und Forschungseinrichtungensind oft ein 
Motor für neue Entwicklungen und Innovationen. Der Wissenstransfer innerhalb 
der verschiednen Hochschularten und Berufsakademien in den Mittelstädten muss 
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innerhalb dieser Einrichtungen verbessert werden. ein tragfähiger Wissenstransfer 
zwischen den Einrichtungen sichert Innovationspotential. Ein Austausch zwischen 
Wirtschaft und Wissenschaftseinrichtungen sichert die Wettbewerbs- und Über-
lebensfähigkeit von Regionen.  
Interkommunale Kooperation
Viele kommunale Aufgaben eignen sich für eine bessere interkommunale Vernetzung 
und Kooperation. Da die Gegebenheiten vor Ort sehr unterschiedlich sein können, 
müssen die Handlungsfelder auf die lokalen Anwendungsfelder angepasst werden. 
Beispiele könnten sein: Raum- und Flächenmanagement, Planung und Entwicklung 
von Verkehrswegen, Wohnungsmarkt, gemeinsame Nutzung von Infrastruktur 
(Abfallentsorgung, Abwasser, Beschaffung etc.), aber auch Natur- und Umweltschutz.
Verkehr
Ein Nebeneinanden von Verkehrsarten und Mobilitätsangeboten ist nicht zielführend. 
Es braucht ein interkommunales Mobilitätsmangement, welches auf die Heraus-
forderungen der Kommunen und der Vernetzung ausgerichtet ist, gleichzeitig aber 
auch Nutzer*innenfreundlich ist. 
Der ÖPNV muss besser aufeinander abgestimmt werden: Schnelle und regelmäßige 
Verbindungen zwischen den Großstädten, Anschlüsse mit dem ÖPNV für die Mittel-
städte müssen abgesichert sein und durch intelligente Planung mit Busse können 
auch die ländlichen Regionen an Mobilität gewinnen. Park-and-Ride-Systeme können 
für Pendler in den Großstädten ein Gewinn sein und den Innerstädtischen Individual-
verkehr verringern. 
Wirtschaft 
Regionale Wirtschaftskreisläufe müssen gestärkt und gefördert werden. Eine Wirt-
schaftsförderung, die nur auf Internationalität setzt ist für die Regionen nicht ziel-
führend. Wenn Aufträge und Beschaffungen von staatlichen Institutionen und 
Verwaltungen in der Region bleiben kurbelt dies die regionalen Wirtschaftskreisläufe 
an. Hier fehlt es oft an Wissen welches Gewerbe und welche Produzenten vor Ort tätig 
sind. Eine Vernetzung zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer etwa in Regional-
messen kann hier Kontakt schaffen. 
Kommunikation 
Bei der interkommunalen Kommunikation ist darauf zu achten, dass für alle 
Beteiligten eine Win-Win Situation entsteht. Die Voraussetzung sind schwierig, 
während der Wachstum in den Großstädten eher als positiv gesehen wird, ist die 
Schrumpfung der ländlichen Regionen eher negativ konnotiert. Es darf nicht der 
Eindruck entstehen, dass die ländlichen Regionen nur die negativen Faktoren des 
Wachstums abfangen. Eine Atmosphäre von Anerkennung, Respekt und Wert-
schätzung ist unabdingbar. Um eine langfristige und nachhaltige Motivation aufrecht 
zu erhalten ist es notwendig, sich kleine realistische Ziele zu stecken oder auch 
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Etappenerfolge zu würdigen. Um Verbindlichkeiten sicherzustellen, machen Verträge 
oder Protokolle Sinn, in denen verbindliche Absprachen und Zuständigkeiten klar 
geregelt werden. Während des Prozesses sollten auch immer wieder Selbst- und 
Fremdevaluationen statt finden. 
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